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4.

2. die für die Tätigkeit verantwortliche Person die erforderliche Zuverlässigkeit
hat,

3. die der Tätiqkeit dienenden Räume und Einrichtunqen eine den Anforderun-
qen des g 2 entsprechende Ernährunq, Pflege und Unterbrinqunq der Tiere
ermöqlichen und

4. in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe e die zur Verwendung
vorgesehenen Vorrichtungen und Stoffe oder Zubereitungen für eine tier-
schutzgerechte Bekämpfung der betroffenen Wirbeltierarten geeignet sind;
dies gilt nicht für Vorrichtungen, Stoffe oder Zubereitungen, die nach anderen
Vorschriften zu diesem Zweck zugelassen oder vorgeschrieben sind.

Die vorgefundenen Haltungseinrichtungen wiesen aber vielfache Verstöße gegen $ 2
TierSchG auf. Ferner war nach Auffassung des Veterinäramtes die Versorgung und
Überwachung der Tiere (Frau Naumann wohnt ca. 35 km von der Haltungseinrich-
tung entfernt) nicht ausreichend gewährleistet. Daher wurde am 09.12.2014 ein An-
ordnungsbescheid nach $ 16 a TierSchG erlassen um eine ordnungsgemäße Alpa-
kahaltung sictrerzustellen. Um die Eifüllung und Einhaltung der Anordnungen zu
überprüfen wurde Frau Naumann bereits zweimal schriftlich aufgefordert mit dem Ve-
terinäramt diesbezüglich einen Termin zu vereinbaren. Ebenso sollten genaue Anga-
ben gemacht werden, wer die Tiere täglich versorgt bzw. in Augenschein nimmt. Die-
sen Aufforderungen kam Frau Naumann allerdings bislang nicht nach.

Die Räume und Einrichtungen (auch: Anlagen, Geräte, gesamte Organisation,
vgl.UM $ 11 Rn. 32) müssen eine den Anforderungen des $ 2 entsprechende Ernäh-
rung, Pflege und verhaltensgerechte Unterbringung aller Tiere ermöglichen (Nr. 3).
Der Antraqsteller muss nachweisen, dass die einzelnen Grundbedürfnisse aus $ 2
Nr. 1 weitgehend befriedigt werden können (Vahlens Kommentar zum Tierschutzge-
setz, Hirt, Maisack, Moritz, 2. Auflage 2003, $ 11 Rn. 19).

Die Erlaubnis ist als begünstigender Venrualtungsakt zu erteilen, wenn alle Voraus-
setzungen nach Abs. 2 Nr. 1 - 4 bedenkenfrei feststehen Nr. 12.2.5.1). Das Ri-
siko der Unaufklärbarkeit liegt also bei dem Antragsteller: Verbleiben hinsichtlich ei-
ner der Voraussetzunqen Zweifel, die nicht behoben werden können, so ist die Er-
laubnis zu versaqen (Vahlens Kommentar zum Tierschutzgesetz, Hirt, Maisack, Mo-
ritz,2. Auflage 2003, $ 11 Rn. 21).

Da trotz mehrfacher Aufforderung Frau Naumann die Zweifel an der Erfüllung der Vo-
raussetzungen des $ 2 TierSchG nicht zerstreut hat, war der Antrag somit abzu-
lehnen.

Mit Schreiben vom 15.07.2015 wurde darauf hingewiesen, dass bis zum 22.07.2015
ein Termin mit dem Veterinäramt zu vereinbaren ist. Andernfalls wurde die Ableh-
nung des $ 11-Antrages angekündigt (= Anhörung i. S. d. Art. 28 Abs. 2 Nr. 1 Baye-
risches Venrualtungsverfahrensgesetz (BayVwVfG). Eine Reaktion darauf erfolgte
nicht.

Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 1, 2, 6 und 10 Kostengesetz (KG). Aufgrund
des Verwaltungsaufiarandes wird eine Bescheidsgebühr von 30,00 € als angemessen
angesehen.
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